
Budgetierungsregeln 

Es gelten die gesetzlichen Regelungen (KomHVO) für die Budgetierung und die Deckungsfähigkeit. 

Eine Ausnahme hiervon sind die Personalkosten. Diese werden untereinander für deckungsfähig 

erklärt. 

Mehrerträge aus Verkaufserlösen aus laufender Verwaltungstätigkeit, Mehrerträge aus 

Verwaltungsgebühren und Versicherungserstattungen stehen im gleichen Budget für 

Mehraufwendungen zur Verfügung. Mehrerträge aus Sondermitteln für die Straßenunterhaltung 

(z.B. Winterschadensprogramm) stehen für Mehraufwendungen voll zur Verfügung, sofern der ggf. 

notwendige Eigenanteil aus dem regulärem Straßenunterhaltungsansatz gedeckt werden kann. 

Werden zahlungswirksame Aufwendungen eines Budgets im Ergebnishaushalt eingespart, so stehen 

sie grundsätzlich gem. §20 Absatz 4 KomHVO im Finanzhaushalt zur Verfügung. 

 

§ 20 
Echte Deckungsfähigkeit 

(1) 1Aufwendungen im Ergebnishaushalt, die zu einem Budget gehören, sind gegenseitig deckungsfähig, 
wenn im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt wird. 2Zahlungsunwirksame Aufwendungen dürfen nicht 
zugunsten zahlungswirksamer Aufwendungen für deckungsfähig erklärt werden. 
(2) Aufwendungen im Ergebnishaushalt, die nicht nach Absatz 1 deckungsfähig sind, können für 
gegenseitig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn sie sachlich zusammenhängen. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Investitionstätigkeit 
entsprechend. 
(4) Zahlungswirksame Aufwendungen eines Budgets im Ergebnishaushalt können zu Gunsten von 
Auszahlungen eines Budgets im Finanzhaushalt für einseitig deckungsfähig erklärt werden. 
(5) Bei Deckungsfähigkeit können die deckungsberechtigten Ansätze für Aufwendungen, Auszahlungen 
und Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten der deckungspflichtigen Ansätze erhöht werden. 

 
§ 21 

Übertragbarkeit und Verfügbarkeit 
(1) 1Die Ansätze für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen bleiben bei Übertragung in Folgejahre bis zur Fälligkeit der letzten 
Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre 
nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen Teilen in 
Benutzung genommen werden kann. 2Ansätze für Investitionen, die für Auszahlungen von 
Sicherheitseinbehalten und von Honoraren für Grundleistungen von Architekten und Ingenieuren in 
Folgejahre übertragen werden, bleiben längstens fünf Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der 
Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann, verfügbar. 
(2) 1Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen eines Budgets können ganz oder teilweise für 
übertragbar erklärt werden. 2Sie bleiben zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres verfügbar; bei 
Baumaßnahmen bleiben sie bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung, längstens jedoch zwei Jahre nach 
Schluss des Haushaltsjahres, in dem die Baumaßnahme in ihren wesentlichen Teilen abgeschlossen 
wurde, verfügbar. 3Ansätze für Maßnahmen im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit, die für die 
Auszahlung von Sicherheitseinbehalten und von Honoraren für Grundleistungen von Architekten und 
Ingenieuren in Folgejahre übertragen werden, bleiben längstens fünf Jahre nach Schluss des 
Haushaltsjahres, in dem die Maßnahme in ihren wesentlichen Teilen abgeschlossen wurde, verfügbar. 
(3) Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Verpflichtungen zweckgebunden, bleiben die 
Ermächtigungen zur Leistung der entsprechenden Aufwendungen bis zur Erfüllung des Zwecks und die 
Ermächtigungen zur Leistung der entsprechenden Auszahlungen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung 
verfügbar. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen, wenn sie bis zum Ende des Haushaltsjahres in Anspruch genommen, jedoch noch nicht 
geleistet worden sind.17 
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